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Herrn . 
Präsidenten des Nationalrates 
Dr. Heinz FISCHER 

Parlament 
1017 Wien 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dkfm. Ilona Graenitz, 
Annemarie Reitsamer haben am 5. Dezember 1991 unter der 

20t& lAB 

1992 -02- 05 
:zu J,I05,J 

Nr. 2I05/J an mich eine sChriftliche parlamentarische Anfrage 

betreffend Ärztekammerreform gerichtet, die folgenden 

Wortlaut hat: 

"I. Wie weit sind die Vorarbeiten zu einer Reform der 
gesetzlichen Vertretung der Ärzte gediehen? 

2. Wann ist mit einer Regierungsvorlage zu rechnen? 

3. Wird in einer derartigen Regierungsvorlage auch eine 
Kontrolle der Ärztekartuner durch den Rechnungshof 
vorgesehen sein, wie es ja im Kbalitionsübereinkommen 
vereinbart wurde?" 

Dies'e Anfrage beantworte ich ,wie folgt: 

Zu (ien Frägen1 und 2.: 

Derzei t werde'n Gespräche roi t der Österreichischen Ärztekammer 

hinsichtlich einer umfassenden Novellierung des Ärztegesetzes 

1984 geführt. Einen wesentlichen Schwerpunkt wird dabei auch 

2078/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



- 2 -

die Realisierung der im Arbeitsübereinkommen der Bundesregie­

rung vorgesehenen Reform der gesetzlichen Interessen­

vertretungen, in diesem Fall der Österreichischen Ärztekam­

mer, darstellen. 

Eine diesbezügliche Regierungsvorlage ist seitens meines 
Ressorts für den Zeitraum Mai/Juni 1992 in Aussicht genommen. 

Zu Frage 3: 

Wie im Arbeitsübereinkommen der Bundesregierung in Aussicht 

genommen wurde, soll die Gebarungskontro11e durch den Rech­
nungshof für alle gesetzlichen Interessenvertretungen erfol­

gen. 

Dementsprechend wurden .im vergangenen Jahr bereits Entwürfe 

für eine Nove11ierung des Bundesverfassungsgesetzes und des 
Rechnungshofgesetzes dem Begutachtungsverfahren zugeleitet, 

die eine derartige Kontrolle für alle gesetzlichen In­

teressenvertretungen und somit auch für die Österreichische 
Ärztekammer vorsehen. 
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